Bundesgesetzblatt 


1233 


Teil II 


Z1998A 


m()9 A /ii Bonn um 8. Juli ly^y Nr. -t-’I 


Tag Inhalt Soite 

I 7. GD Ges(‘lz zu dem Abkommen vom 22. Dezember 1966 zwi.srhen der Bundesrepublik Deulsclilajid 
und der Republik Österreich über Soziale Sicherheit und zu der V^ereinbarung vom 22. De¬ 
zember 1966 zur Durcbfübiung des Abkommens . I-.IA 


I 7 69 Geselz zu dem Zusatzabkommen vom 10. April 1969 zum Abkommen vom 22. Dezember 1966 
zuisch' n der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich über Soziale Sicher¬ 


heit und zu der Zusnlzvereinbarung vom 10. April 1969 zu der Vereinbarung vom 22. De- 
zeinbi'r 1966 zur Durchführung des Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deulschland 
und der Republik Österreich über Soziale Sicherheit . IJGD 

12. G.G9 Ik'kanntiiuichung über das Inkrafttreten der Internationalen Getreide-Übertdnkunft \on ISUi? 1270 

20. G. 69 Bekanntmachung über dim Geltungsbenüch ih's llbereinkommens über den Beförderungs- 

Vertrag im internationalen Straßengüterverkehr (CMR) . 1271 


Gesetz 

zu dem Abkommen vom 22. Dezember 1966 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 
über Soziale Sicherheit und zu der Vereinbarung vom 22. Dezember 1966 
zur Durchführung des Abkommens 

Vom 3. Juli 1969 


D('r Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Wien am 22, Dezember 1966 Unterzeich¬ 
neten Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich über So¬ 
ziale Sicherheit sowie 

der in Wien am 22. Dezember 1966 Unterzeich¬ 
neten Vereinbarung zur Durchlührung des Abkom¬ 
mens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Österreich über Soziale Sicherheit 

wird zugeslimmt. Das Abkommen und die Durch¬ 
führungsvereinbarung werden nachstehend ver¬ 
öffentlicht, 

Artikel 2 

Ergeben sich aus der Durchführung des Abkom¬ 
mens und der Vereinbarung zur Durchführung des 
Abkommens für einzelne Träger der Krankenvei- 
sidu'iting außorgewötmlicho Bedastungon, so können 
dic'se ganz cjcU'r leihvolse aiisgeglichf'n werden, über 
den Ausgli'idi onl.sdioidot auf Antrag der Bundes¬ 


verband der örlskrankenkassen in seiner Eigen¬ 
schaft als Verbindungsstelle im Einvernehmen mit 
den anderen Spilzenverbänden der Krankcnvoi Siche¬ 
rung. Die zur Durchführung des Ausgleichs erforder¬ 
lichen Mittel werden durch Umlage auf alle Träger 
der Krankenversicherung im Verhältnis der durch- 
schnitlliehen Mitgliederzahl des der Durchführung 
der Umlage vorangegangenen Kalenderjahres, ein¬ 
schließlich der Rentner, aufgebracht. 


Artikel 3 

Gewählt ein durch das Abkommen als Verbin- 
dungsslc'lle eingerichteter Träger der Rentenver- 
sidierung bei Inkrafttreten des Abkommens eine 
Rente, so bleibt er für die Gewährung dieser Rente 
auch dann zuständig, wenn sich vom Tage des In- 
krafttii'lens des Abkommens an die Zuständigkeit 
des Trägers eines anderen Zweiges der Renfenver- 
sicKerung ergibt. Wird die Rente bis zum Eintritt 
eines weiteren Ver.sirlu'i ungsfalles gewährt, so 
bleibt der Träger auch für die Rontengewährung auf 
Griiml diesc's Yersicberungsfallos und auf Grund 
weiterer Vorsicherungsfälle zuständig. 










